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vielen Dank für Ihre Nachricht vom 28.01.2020 an da s Bundesministerium der Justiz und für 

Verbraucherschutz.  

Ich fasse Ihre E-Mail als Bürgeranfrage auf, denn S ie fragen darin unter Bezugnahme auf die 

Charta von Paris für ein neues Europa nach einer „S telle“, an die sich der einzelne bei Ver-

letzung seiner Rechte wenden kann. Das Informationsfreiheitsgesetz hingegen gewährt ei-

nen Anspruch auf Zugang zu in den Akten vorhandenen  amtlichen Informationen. 

In diesem Sinne darf ich Ihre Anfrage wie folgt bea ntworten: 

In der Bundesrepublik Deutschland zählt die Rechtsweggarantie zu einem der höchsten ver-

fassungsrechtlich verbürgten Güter. Dem einzelnen steht sowohl nach dem Grundgesetz als 

auch nach völkerrechtlichen Konventionen, die die B undesrepublik Deutschland ratifiziert 

hat, insbesondere der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten (EMRK), ein Recht auf effektiven Re chtsschutz gegen Akte öffentlicher Ge-
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SEITE 2VON 2 walt zu. Dies umfasst insbesondere das Recht auf Anrufung unabhängiger staatlicher Ge-

richte. 

Im Übrigen hat jedermann nach Erschöpfung des (innerstaatlichen) Rechtswegs die Mög-

lichkeit sich bei Verletzung seiner Grundrechte dur ch die öffentliche Gewalt mit einer Verfas-

sungsbeschwerde an das Bundesverfassungsgericht zu wenden bzw. im Wege einer Indivi-

dualbeschwerde vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte eine Verletzung der 

in der EMRK niedergelegten Rechte zu rügen. 

Eine einzelne zentrale „Stelle“, an die sich der Bürger für jedwedes Rechtsmittel wenden 

kann, gibt es demgegenüber in Deutschland nicht. Ei ne solche „Stelle“ ist auch nicht durch 

die Charta von Paris für ein neues Europa vorgesehe n.  

Mit freundlichen Grüßen 

████

Hinweis zum Datenschutz: 

Wir verarbeiten im Zusammenhang mit Eingaben und An fragen ausschließlich solche Daten, 

die notwendig sind, um mit Ihnen zu kommunizieren und um das Verwaltungshandeln des 

Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) ordnungsgemäß zu do-

kumentieren. Hierzu gehören insbesondere jene perso nenbezogenen Informationen (u.a. 

Name, Vorname, Anschrift, E-Mail-Adresse, Kontakt u sw.), die wir unmittelbar von Ihnen 

selbst erhalten haben. Die Verarbeitung der Daten i st zur Wahrnehmung unserer Aufgaben 

erforderlich (vgl. Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e d er Datenschutz-Grundverordnung in Ver-

bindung mit § 3 des Bundesdatenschutzgesetzes). 

Weitere Informationen zur Verarbeitung von personen bezogenen Daten durch das BMJV 

finden Sie auf unserer Internetseite unter www.bmjv .bund.de. Hier finden Sie u.a. auch nähe-

re Erläuterungen zu Ihren Rechten sowie weiterführende Kontakt- bzw. Beschwerdemöglich-

keiten. 


